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Zum Kernbestand des normativen
Projekts des Westens gehören für
Winkler die unveräußerlichen Men-
schen- und Bürgerrechte, die Herr-
schaft des Rechts, die Gewaltenteilung
und die repräsentative Demokratie.

Ging es im „Langen Weg nach Wes-
ten“ (2000), einer problemorientierten
deutschen Geschichte des 19. und 20.
Jahrhunderts, um die Schwierigkeiten
Deutschlands, sich die politische Kultur
des Westens anzueignen, so griff
Winkler im 2009 veröffentlichten ersten
Band seines opus magnum „Geschich-
te des Westens“ die im deutschen Kon-
text gestellten Fragen erneut auf und
behandelte sie in einem weiteren Zu-
sammenhang, untersuchte, wie in den
anderen europäischen Ländern und in
Nordamerika die Wege nach Westen
verliefen. Wie kam das normative „Pro-
jekt des Westens“ überhaupt zustan-
de? Welches sind seine historischen
Wurzeln? Wie vollzog sich die „Ver-
westlichung des Westens“ im 19. Jahr-
hundert, nachdem das Projekt in der
Aufklärung ausformuliert worden war?

Im zweiten, 2011 erschienenen Band
befasste sich Winkler einerseits mit
den fundamentalen Herausforderun-
gen des Westens durch Kommunis-
mus, Faschismus und Nationalsozia-
lismus in der von zwei Weltkriegen und
der weltweiten Wirtschaftskrise dazwi-

schen geprägten Ausnahmezeit von
1914 bis 1945 und andererseits mit
den Reaktionen der in die Defensive
geratenen westlichen Demokratien auf
die wirtschaftlichen Verwerfungen, die
Ausstrahlung der autoritären und totali-
tären Regime und den vom nationalso-
zialistischen Deutschland ausgelösten
Zweiten Weltkrieg.

Die Leitlinien von Winklers Darstel-
lungen in diesen beiden Bänden sind
neben der Entstehung des westlichen
Projekts im Abendland und der Un-
gleichzeitigkeit seiner Verwirklichung
im 19. Jahrhundert die Widersprüche
zwischen Projekt und Praxis, die sich
immer wieder – in den einzelnen Län-
dern in unterschiedlicher Ausprägung
– auftaten und weiter auftun, sowie die
Außenwirkungen des Projekts und die
Wechselwirkungen zwischen dem
Westen und dem Nicht-Westen.

Ist der erste Band vor allem eine Pro-
blem- und Diskursgeschichte mit dem
Schwerpunkt auf politischen Ideen, so
überwiegt im zweiten Teil die Politikge-
schichte. Der Wirtschafts- und Sozial-
geschichte kommt bei der Darlegung
und Analyse der Zwischenkriegszeit
ein wichtiger Stellenwert zu.

Der Westen in der „Ausnahmezeit“
1914-1945

Im Vordergrund von Winklers Dar-
stellung der Herausforderungen des
Westens im Zeitalter der Weltkriege
steht die deutsche Geschichte. Der Au-
tor begründet dies schon zu Beginn der
Einleitung: „Die Rolle Deutschlands
war zwischen 1914 und 1945 so zen-
tral, dass man die Zeit der beiden Welt-
kriege geradezu als das deutsche Ka-
pitel in der Geschichte des Westens
bezeichnen kann“ (Bd. 2, S. 11).

Ausführlich behandelt Winkler auch
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die beiden anderen wesentlichen Her-
de der Herausforderung für den Wes-
ten, deren Entstehung dem National-
sozialismus zeitlich vorausging: die
bolschewistische Diktatur in der Sow-
jetunion und das faschistische Regime
in Italien. Beide stellten radikale, totali-
täre Gegenentwürfe zum normativen
Projekt des Westens dar, beide hatten
eine starke Ausstrahlung auf ganz Eu-
ropa und riefen jeweils massive Ge-
genreaktionen hervor.

Mit Hitler kam in Deutschland der An-
tisemitismus in seiner radikalsten Form
an die Macht. Wenn Hitlers Politik ein
alles andere überragendes Ziel hatte,
dann von Anfang an die „Entfernung“
der Juden aus Deutschland. Auf wel-
che Art und Weise diese erfolgen soll-
te, das war lange Zeit unklar, und die
diesbezüglichen Vorstellungen änder-
ten sich häufig, je nach politisch-militä-
rischer Lage. Die Angriffskriege gegen
Polen und die Sowjetunion waren nicht
nur Vernichtungskriege gegen deren
Bevölkerung, sondern in ihrem Schat-
ten wurde die Ermordung eines Groß-
teils der europäischen Juden vollzogen
– im Auftrag der Regierung einer Nati-
on, die kulturell zum Westen gehörte
und mit westlichen Maßstäben zu mes-
sen war.

Auch in jenen westlichen Ländern, in
denen sich der demokratische Kapita-
lismus in der Beobachtungsperiode als
widerstands-, trag- und anpassungsfä-
hig erwies, verstieß die Politik immer
wieder gegen die eigenen normativen
Postulate.

Was den Westen freilich auch aus-
zeichnet, ist – projektimmanent – seine
Fähigkeit zur Selbstkritik, zur Korrektur
seiner Praxis und zur Weiterentwick-
lung seines Projekts. Bürgerrechte,
Rechtsstaatlichkeit, Gewaltenteilung,
Demokratie und eine entwickelte, plu-

ralistische Zivilgesellschaft dienen ja
nicht zuletzt dem Zweck, gravierende
Fehlentwicklungen korrigieren zu kön-
nen. Der Westen, so Winkler in der Ein-
leitung des ersten Bandes, „kann für
die Verbreitung seiner Werte nichts
Besseres tun, als sich selbst an sie zu
halten und selbstkritisch mit seiner Ge-
schichte umzugehen, die auf weiten
Strecken eine Geschichte von Verstö-
ßen gegen die eigenen Ideale war“
(Bd. 1, S. 24).

Die wenigen westlichen Länder Eu-
ropas, die ihre Unabhängigkeit auch in
der Zeit der Hegemonie des national-
sozialistischen Deutschland bewahren
konnten, überlebten letztlich nur mit
der Hilfe der außereuropäischen Staa-
ten des Westens – USA, Kanada, Aus-
tralien, Neuseeland – und anderer briti-
scher Dominions.

Winkler ist es im zweiten Band sou-
verän gelungen, die Epoche der Welt-
kriege und der Großen Depression,
über die unzählige Einzeldarstellungen
vorliegen, unter dem Aspekt einer poli-
tischen Idee, nämlich des normativen
Projekts des Westens, geordnet, zu-
sammenhängend, anschaulich und
umfassend darzustellen und zu analy-
sieren.

Im dritten Band schildert und analy-
siert Winkler die Entwicklung der west-
lichen Länder vom Ende des Zweiten
Weltkriegs bis zum Umbruch der Jahre
1989-1991.

Renaissance der Menschenrechte

In der am 24.10.1945 in Kraft getre-
tenen Charta der Vereinten Nationen
verpflichteten sich alle Gründungsmit-
glieder nicht nur zur Erhaltung des
Weltfriedens und zur guten Nachbar-
schaft, sondern auch zur Achtung vor
den Menschenrechten und Grundfrei-
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heiten für alle, ohne Unterschied der
Rasse, des Geschlechts, der Sprache
und der Religion.

Die Passage der UN-Charta zu den
Menschenrechten war die Hauptinspi-
ration der „Allgemeinen Erklärung der
Menschenrechte“, welche die UNO-
Vollversammlung am 10.12.1948 an-
nahm. Die Erklärung enthielt alle klas-
sischen Grundrechte sowie einige so-
ziale Grundrechte, ferner das Verbot
von Sklaverei, Sklavenhandel und Fol-
ter. Die Herrschaft des Rechts wurde
als Gewähr des Schutzes der Men-
schenrechte bezeichnet.

Hauptquellen der Menschenrechts-
erklärung waren die Unabhängigkeits-
erklärung der Vereinigten Staaten vom
4.7.1776, die Erklärung der Menschen-
und Bürgerrechte der französischen
Nationalversammlung vom 26.8.1789
und die amerikanische Bill of Rights
von 1791 mit den ersten zehn Zusatz-
artikeln zur Verfassung der USA.

Bereits einen Tag zuvor hatte die
Vollversammlung der UNO die „Kon-
vention über die Verhinderung und Be-
strafung von Völkermord“ beschlos-
sen. Beschuldigte waren demgemäß
entweder durch ein Gericht des Staa-
tes, in dem die Tat begangen wurde,
oder durch ein internationales Gericht
zu bestrafen. (Der Internationale Straf-
gerichtshof in Den Haag wurde aller-
dings erst 2003 errichtet.) Die Konven-
tionsstaaten verpflichteten sich gege-
benenfalls zur Auslieferung der Be-
schuldigten. Damit durchbrach die Völ-
kermordkonvention das Prinzip der Un-
antastbarkeit staatlicher Souveränität,
welches seit dem Westfälischen Frie-
den von 1648 als sakrosankt gegolten
hatte. Gemeinsam mit der Genfer Kon-
vention von 1949 wurde die Völker-
mordkonvention zum Fundament des
Völkerstrafrechts und „trug zusammen

mit der Allgemeinen Erklärung der
Menschenrechte dazu bei, das Be-
wußtsein für die menschenrechtlichen
Schranken der einzelstaatlichen Sou-
veränität und die Legitimität humanitä-
rer Interventionen der Völkergemein-
schaft zu schärfen“ (S. 138).

Am 4.11.1950 unterzeichneten die
Mitgliedsländer des Europarats in
Straßburg die „Europäische Konventi-
on zum Schutz der Menschenrechte
und Grundfreiheiten“, die einen umfas-
senden Katalog von Grundrechten ent-
hielt. Auch diese Konvention verletzte
das Souveränitätsprinzip, denn sie
schuf den Europäischen Gerichtshof
für Menschenrechte, an den sich alle
BürgerInnen der Mitgliedsstaaten wen-
den können, und die Mitgliedsländer
verpflichteten sich, in Rechtssachen, in
denen sie selbst Partei waren, dem Ur-
teil des Gerichtshofs zu folgen.

Sanktionen im Falle der Verletzung
von Menschenrechten sah die UNO-
Deklaration von 1948 freilich nicht vor,
und einen völkerrechtlich verbindlichen
Charakter besaß die Erklärung auch
nicht. „Hätten alle Mitglieder der Ver-
einten Nationen die Allgemeine Erklä-
rung der Menschenrechte zur verbind-
lichen Richtschnur von Gesetzgebung
und Politik gemacht, wäre das Ergeb-
nis eine andere Welt gewesen …“
(S. 133). Doch tatsächlich bestand
selbst in den Ländern, die der Men-
schenrechtserklärung zugestimmt hat-
ten, weiterhin eine – mehr oder weni-
ger breite – Kluft zwischen dem Be-
kenntnis zur Erklärung und der Rea-
lität, ganz zu schweigen von jenen
Ländern, die – aus unterschiedlichen
Gründen – die Vorlage der Menschen-
rechtskommission ihre Zustimmung
verweigert hatten. Immerhin erlangte
die Menschenrechtsdeklaration mit der
Zeit eine normative Autorität, an der
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sich zumindest jene Staaten orientier-
ten, die Wert darauf legten, als Rechts-
staat anerkannt zu werden.

Kalter Krieg und Eindämmungs-
politik

Die sowjetische Machtübernahme in
Osteuropa ab 1944 und die folgende
Etablierung von Einparteienregimen
nach stalinistischem Vorbild ebendort
bis 1949 bedeutete, dass die sich dem
Westen zugehörig betrachtenden Län-
der und Regionen Osteuropas von Est-
land im Norden bis Kroatien im Süden
in die sowjetisch beherrschte Sphäre
fielen, was konkret hieß, dass wichtige
politische Entscheidungen formell (wie
im Falle der Sowjetrepubliken) oder de
facto (wie im Falle der Satellitenstaa-
ten) im Politbüro in Moskau fielen. Die-
se osteuropäischen Teile des alten
Westens sollten bis 1989/91 unter der
totalitären Herrschaft der KPdSU und
der nationalen kommunistischen Par-
teien bleiben, die im halben Jahrhun-
dert zwischen 1945 und 1991 den
wichtigsten ideologischen, gesell-
schafts- und machtpolitischen Gegen-
pol des Westens bildeten. Im Februar
1946 äußerte George Kennan, damals
amerikanischer Geschäftsträger in
Moskau, zur Außenpolitik der Sowjet-
union: „Der Logik der Vernunft unzu-
gänglich, ist sie der Logik der Macht in
hohem Maß zugänglich. Daher kann
sie sich ohne weiteres zurückziehen –
und das tut sie im allgemeinen –, wenn
sie irgendwo auf starken Widerstand
stößt.“ (S. 64. Dies ist nach Meinung
vieler wohlinformierter Beobachter des
Regimes des ehemaligen KGB-Funk-
tionärs Putin auch eine im Wesentli-
chen zutreffende Charakterisierung
der Außenpolitik des gegenwärtigen
Russland.)

Winkler erinnert daran, dass die USA
in der Anfangsphase des Kalten Kriegs
zum Geburtshelfer der Vereinigung der
den westlichen Werten verpflichteten
europäischen Ländern wurde, indem
sie mit der „Eindämmungspolitik“ (Tru-
man-Doktrin vom März 1947) und mit
dem Marshallplan (European Reco-
very Program – ERP, ab April 1948) die
militärische Sicherheit und den wirt-
schaftlichen (Wieder-)Aufstieg West-
europas gewährleisteten. Auch die
meisten Regierungen der ostmittel-
und südosteuropäischen Länder zeig-
ten Interesse an Letzterem, doch Stalin
legte sein Veto gegen deren Teilnah-
me an der Pariser Konferenz im Juli
1947 ein.

Die Blockade Westberlins durch die
Sowjetunion von Juni 1948 bis Mai
1949 hatte die Gründung eines wech-
selseitigen Verteidigungsbündnisses
zwischen den USA und Kanada sowie
zehn westeuropäischen Staaten zur
Folge. Der Nordatlantikpakt wurde An-
fang April 1949 unterzeichnet und ver-
pflichtete die NATO-Mitgliedsländer
nicht nur zur gemeinsamen militäri-
schen Verteidigung im Falle des An-
griffs auf ein Mitglied, sondern auch zur
politischen und wirtschaftlichen Zu-
sammenarbeit. Mit dem Beitritt weite-
rer westeuropäischer Länder in den fol-
genden Jahrzehnten wurde die NATO
zu jener Organisation, die große Teile
des transatlantischen Westens ein-
schloss. Nie zuvor, betont Winkler, hat-
te der transatlantische Westen so sehr
eine Einheit gebildet wie zwischen
1949 und 1991.

Die Rückkehr Deutschlands
in die westliche Gemeinschaft

Mit der Billigung der Verfassung des
neuen, demokratischen Staates („Bun-
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desrepublik Deutschland“) auf dem
Territorium der Westzone, d. h. des Be-
satzungsgebiets der drei Westalliierten
USA, Großbritannien und Frankreich,
durch eben jene alliierten Militärgou-
verneure Mitte Mai 1949 kehrte ein Teil
Deutschlands in die Staatengemein-
schaft zurück, die sich dem normativen
Projekt des Westens verpflichtet fühlte.
Die im Oktober 1949 proklamierte DDR
hingegen, die das Territorium der sow-
jetischen Besatzungszone (SBZ) um-
fasste, war eine Volksrepublik nach
sowjetischem Muster, d. h. eine Ein-
parteiendiktatur, in der die richtungs-
weisenden Entscheidungen indes
nicht das Politbüro der SED, der kom-
munistischen Einheitspartei, sondern
Moskau fällte.

Der Entwurf der Verfassung der BRD
wurde vom „Parlamentarischen Rat“
ausgearbeitet, dem 65 von den Land-
tagen der Bundesländer der Westzone
gewählte Mitglieder angehörten. Der
Rat konnte auf die Erfahrungen der ge-
scheiterten parlamentarischen Demo-
kratie von Weimar und der von außen
niedergeworfenen totalitären NS-Herr-
schaft zurückblicken und in der SBZ
den Aufbau einer neuen, stalinisti-
schen Diktatur beobachten.

Während die Weimarer Reichsver-
fassung dem Mehrheitswillen keine
konstitutionellen Zügel angelegt hatte,
schützte das Bonner Grundgesetz
Mehrheiten vor sich selbst, indem be-
stimmte unveräußerliche Werte und
freiheitssichernde Institutionen ihrem
Willen entzogen waren: Das Bundes-
verfassungsgericht wurde mit der
Kompetenz ausgestattet, verfassungs-
feindliche Parteien zu verbieten. Die
sog. „Ewigkeitsklausel“ erklärte Ände-
rungen des Grundgesetzes für unzu-
lässig, durch welche die in den Grund-
rechtsartikeln niedergelegten Prinzi-

pien berührt würden. Parlamentarische
Mehrheiten konnten ihre Verantwor-
tung nicht auf das Staatsoberhaupt ab-
schieben, und sie vermochten einen
Regierungschef nur durch ein „kon-
struktives Misstrauensvotum“ stürzen,
d. h. durch die Wahl eines Nachfolgers.
Das Grundgesetz stärkte also die par-
lamentsverantwortliche Regierung und
insbesondere den vom Bundestag ge-
wählten Bundeskanzler, um der oppor-
tunistischen Versuchung der Parteien
und der „bonapartistischen“ Versu-
chung des Staatsoberhaupts entge-
genzuwirken. Gesetzgebung, Exekuti-
ve und Rechtsprechung waren unein-
geschränkt an die Grundrechte ge-
bunden, die – anders als in der Weima-
rer Republik – unmittelbar geltendes
Recht waren. Das Grundgesetz durfte
– im Gegensatz zur Verfassung von
1919 – nur durch ein Gesetz verändert
werden, das den Wortlaut der Verfas-
sung ausdrücklich modifizierte oder er-
gänzte. Die Überwachung der strikten
Einhaltung des Grundgesetzes und die
Wahrung der verfassungsmäßigen
Rechte der Staatsbürger wurde dem
Bundesverfassungsgericht übertra-
gen, das in Weimar keine Vorläuferin
hatte.

Nach der Billigung der Verfassung
durch die Alliierten und die Landtage
wurde das Grundgesetz am 23.5.1949
verkündet – das Gründungsdatum des
neuen Staates, der freilich erst mit der
Aufhebung des alliierten Besatzungs-
statuts im Mai 1955 die Souveränität
erlangte.

Europäische Integration und
Elemente sozialer Demokratie

Am 25.3.1957 unterzeichneten die
Vertreter von sechs westeuropäischen
Ländern (F, I, Benelux, BRD) die Römi-
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schen Verträge, durch welche die
EWG begründet wurde. Die EWG
schuf eine Zollunion und damit einen
gemeinsamen europäischen Markt für
Arbeit, Waren und Kapital. Die Mit-
gliedstaaten legten sich auf eine ge-
meinsame Handels-, Agrar-, Verkehrs-
und Wettbewerbspolitik fest. Weiters
verpflichteten sie sich zur Koordination
ihrer Wirtschafts- und Währungspolitik
und zur Harmonisierung ihrer Steuer-
und Sozialpolitik. (Wie die LeserInnen
sofort feststellen, ist manches davon
bis heute nicht realisiert oder nur in An-
sätzen verwirklicht.) In der Präambel
bekannten sich die Vertragsländer zu
ihrem festen Willen, „einen immer en-
geren Zusammenschluss der europäi-
schen Völker zu schaffen“.

In den 1950er- und 1960er-Jahren
bildete sich in den meisten Gesell-
schaften Westeuropas ein fordisti-
sches Regulationsregime heraus, wel-
ches in spezifischer Weise Kapitalis-
mus und Sozialstaat integrierte, libera-
le Ideen mit indirekten Planungskon-
zepten verband und nationalstaatliche
Orientierungen mit der Einbindung in
die europäische Integration.

Der Neokorporatismus konnte sich in
dieser Phase entfalten, weil die bis Mit-
te der 1970er-Jahre anhaltende Voll-
beschäftigung die den Gewerkschaf-
ten zur Verfügung stehenden Macht-
ressourcen (strukturelle, organisatori-
sche, institutionelle und gesellschaftli-
che) stärkte. Die Hauptakteure unter
diesem Regime, der Staat, die Unter-
nehmer der Realwirtschaft und die Ge-
werkschaften, waren annähernd gleich
stark und rangen in Verhandlungen
und Konflikten um Kompromisse. Der
Staat agierte als marktkorrigierender
Wohlfahrts- und Umverteilungsstaat.

Institutionelle Macht von Gewerk-
schaften beruhte auf Institutionen, die

externe Quellen der Unterstützung für
sie darstellten (z. B. Kollektivverträge,
Betriebsräte, Sozialpartnerschaft u. v.
a.). Diese Institutionen waren meist
das Resultat von historischen Ausein-
andersetzungen und Verhandlungen,
d. h. der Mobilisierung von struktureller
und organisatorischer Macht sowie der
Ausübung gesellschaftlicher Macht:
Unter bestimmten historischen Um-
ständen, bspw. nach dem Ersten Welt-
krieg und im „goldenen Zeitalter“ des
Fordismus, das von Arbeitskräfte-
knappheit und hohem Wirtschafts-
wachstum geprägt war, konnten Staat
und Arbeitgebern Kompromisse in der
Form von Institutionen abgerungen
werden. Mit anderen Worten: Im For-
dismus waren die Gewerkschaften in
vielen westeuropäischen Ländern im-
stande, ein gewisses Maß an sozialer
Demokratie zu erkämpfen. Freilich ge-
rieten diese sozialen Kompromisse ab
den späten 1970er-Jahren aufgrund
des Endes der Vollbeschäftigung und
des Vordringens neoliberalen Gedan-
kenguts mehr und mehr unter Druck.

Der Helsinki-Prozess

Anfang der 1970er-Jahre näherten
sich West und Ost einander an, eine
Phase der Entspannung im Kalten
Krieg setzte ein. Der Warschauer Pakt
war interessiert an der Anerkennung
der bestehenden Grenzen, der Exis-
tenz von zwei deutschen Staaten und
des Prinzips der Nichteinmischung, die
westeuropäischen Länder an militäri-
scher Sicherheit und vertrauensbilden-
den Maßnahmen in diesem Bereich
sowie an der Achtung der Menschen-
rechte und Familienzusammenfüh-
rung, beide Seiten an umfassender Si-
cherheit und verstärkter wirtschaftli-
cher Zusammenarbeit. Daher schien
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ein Kompromiss im Rahmen der Ver-
handlungen der „Konferenz über Si-
cherheit und Zusammenarbeit in Euro-
pa“ (KSZE), die 1973 in Helsinki/Hel-
singfors begann, möglich.

Die Unterzeichnung der Schlussakte
der KSZE erfolgte ebendort am
1.8.1975. Die Schlussakte bestätigte
die „Unverletzlichkeit“ der Grenzen und
das Prinzip der Nichteinmischung in
die inneren Angelegenheiten der 35
Unterzeichnerstaaten aus Europa und
Nordamerika (USA, Kanada). Damit
hatte die Sowjetunion die weitere Aner-
kennung ihrer Vormachtstellung im
östlichen Europa durch den Westen er-
reicht. Für den Westen stellte der sog.
„Korb 1“ den größten Verhandlungser-
folg dar, enthielt dieser doch das Be-
kenntnis zum Selbstbestimmungsrecht
der Völker und zur „Achtung der Men-
schenrechte und Grundfreiheiten, ein-
schließlich der Gedanken-, Gewis-
sens-, Religions- und Überzeugungs-
freiheit“. Freilich wurde das Bekenntnis
zur Achtung der Menschenrechte we-
sentlich relativiert durch die Betonung
des Prinzips der Nichtintervention in in-
nere Angelegenheiten. Aber im Wes-
ten bestand die Hoffnung, dass die
Aufnahme der Menschenrechtspassa-
ge in der Schlussakte jene Kräfte in
den osteuropäischen Satellitenstaaten
stärken würde, die sich für einen Wan-
del in Richtung Rechtsstaat und Demo-
kratie einsetzten.

Kurzfristig hatte die Unterzeichnung
der Schlussakte nicht diese erhofften
Wirkungen auf den sowjetischen
Machtbereich: Zwar wurden Men-
schenrechtsaktivisten nicht in allen
Fällen sofort verhaftet wie in der Ver-
gangenheit, aber die Dissidentenbe-
wegungen unterlagen weiterhin schar-
fen Repressionen, und die politischen
Gefangenen blieben inhaftiert.

Langfristig jedoch erwies sich Re-
pression als untaugliches Mittel zur po-
litischen Stabilisierung des kommunis-
tischen Herrschaftssystems. Kritikern
gab die Schlussakte die Möglichkeit,
ihre Regierung an jene Normen zu er-
innern, die sie sich mit der Unterzeich-
nung zumindest formal zu eigen ge-
macht hatten. Auf dieses völkerrechtli-
che Dokument beriefen sich die „Öf-
fentliche Gruppe zur Förderung der
Beschlüsse von Helsinki“ um den Frie-
densnobelpreisträger Andrej Sacha-
row in der Sowjetunion, die Unterzeich-
ner der „Charta 77“ in der Tschechoslo-
wakei, die AktivistInnen der unabhän-
gigen Gewerkschaft „Solidarität“ in Po-
len und Kritiker in der DDR.

Umbruch 1989-1991

Im Rückblick wird deutlich, dass die
Ratifizierung der KSZE-Schlussakte
den Beginn jenes „Helsinki-Prozesses“
darstellte, der wesentlich dazu beitrug,
den überwiegend friedlichen Umbruch
im sowjetisch dominierten östlichen
Europa von 1989 bis 1991 zu ermögli-
chen.

Die politischen Umwälzungen in Ost-
europa der Jahre 1989-1991 – der Zu-
sammenbruch der kommunistischen
Regime in den sowjetischen Satelliten-
staaten, das Ende der Sowjetunion –
bedeuteten „einen weiteren großen
Schritt in Richtung der Globalisierung
der Menschenrechte“ (S. 14).

Der ostmitteleuropäische Teil des
alten Westens, der 1944-1949 unter
sowjetische Vorherrschaft geraten
war, konnte jetzt selbst über seine poli-
tische und gesellschaftliche Entwick-
lung entscheiden.

Im November 1990 setzte Michail
Gorbatschow auf dem KSZE-Gipfel
seine Unterschrift unter die „Charta
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von Paris“. Der Kalte Krieg war vorbei,
und die Normen des Westens schie-
nen nun auch für Russland zu gelten:
Alle Unterzeichner der Charta verpflich-
teten sich, „die Demokratie als einzige
Staatsform unserer Nationen aufzubau-
en, zu festigen und zu stärken“.

Es sollte jedoch ganz anders kom-
men. Ab 2000 führte Putin die Russi-
sche Föderation auf einen anderen
Weg, und die russische Gesellschaft
folgte ihm überwiegend: in Richtung
auf ein autoritäres Regime, die Gleich-
schaltung der Justiz, die Unterdrü-
ckung aller zivilgesellschaftlichen Be-
strebungen und jeglicher Opposition,
die Militarisierung der Gesellschaft, die
staatliche Kontrolle aller Medien, die
Abschottung vom Westen und eine ag-
gressive Außenpolitik im Dienste der
Absicherung der Herrschaft der weni-
gen.

Spätestens die hybride Kriegsfüh-
rung Russlands gegen die Ukraine ab
2014 zwang den Westen mittlerweile,
sich von der großen Hoffnung der Jah-
re 1989-1991, die Ideen der Men-
schenrechte, des Rechtsstaats, der
Gewaltenteilung und der Demokratie
würden sich nicht nur auf die osteuro-
päischen Satelliten, sondern auf das
ganze Gebiet der Sowjetunion verbrei-
ten, zu verabschieden.

Der dritte Band der „Geschichte des
Westens“ ist nicht weniger als eine po-
litische Weltgeschichte der zweiten
Hälfte des 20. Jahrhunderts. Ein Werk
mit einem derartig umfassenden An-
satz gab es bisher nicht. Auch die Wirt-
schafts- und die Sozialgeschichte kom-
men nicht zu kurz.

Dieser umfassende Ansatz hat aller-
dings auch einen Nachteil: Die beson-
dere Bezugnahme auf die Widersprü-
che oder Lücken zwischen den Idealen
und Normen des Westens und der je-
weiligen Wirklichkeit, welche den ers-
ten und zweiten Band auszeichnet, tritt
im dritten Band eher in den Hinter-
grund.

Die vom normativen Projekt des
Westens ausgehende Perspektive be-
dingt freilich auch im dritten Band, dass
die Kritik des Autors an den westlichen
Staaten und Gesellschaften viel aus-
geprägter ist als jene an Ländern, die
sich nicht diesen Werten verpflichtet
haben. Besonders scharf ist die Kritik
Winklers an dem Vorgehen der West-
mächte gegenüber der sich emanzipie-
renden Dritten Welt. Wie auch in den
ersten beiden Bänden erzählt Winkler
mit bestechender Klarheit, Präzision
und Schnörkellosigkeit.

Martin Mailberg




